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für Hecht erkannts

Hie Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Iba Zivilsenats‘des Kammergenichts vom 3„ Mai 1958 
wird surilckgewiesen.c

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen<.
Von Hechts wegen



Tatbestand t

-  2 -

Pie Klägerin verlangt, nachdem ihr das Landgericht schon 1 
227,76 m  zugesprochen hat, als Erbin ihres Vaters von den I 
Beklagten noch die Zahlung von 7 „OOO,-^ HK mit der Behaup­
tung, ihr Vater habe diesen Betrag aus eigenen Mitteln für 
den Wiederaufbau eines Hauses aufgewandt, das Eigentum der 
Beklagten ist und zu einem von dem beklagten Testamentsvoll­
strecker verwalteten Nachlaß gehört.

Wegen der Einzelheiten des Parteivorbringens wird auf 
das Urteil VII ZR 235/56 des erkennenden Senats vom 29* No­
vember 1956 verwiesen, durch das er das Urteil des Kammer­
gerichts aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht zu­
rückverwiesen hat. Pas Kammergericht hatte die Berufung der 
Klägerin gegen das sie mit dem Anspruch auf Zahlung von
7'000.,—  PM abweisende Urteil des Landgerichts zurückgewiesen. •«

Pas Kammergericht hat nunmehr die Berufung der Kläge- j 
rin gegen das landgerichtliche Urteil wiederum zurückgewiesen.!

Hit der Revision verfolgt die Klägerin weiter den Antrag, 
die Beklagten zur Zahlung von 7.000,—  PH und den beklagten 
Testamentsvollstrecker zur Duldung der Zwangsvollstreckung 
in den Nachlaß zu verurteilen.

Pie Beklagten beantragen, die Revision zurückzuweisen • 1

I. Pie Klägerin behauptet, ihr Vater habe für den Wieder­
aufbau des Hauses der Beklagten 7.227,76 PH mehr aufgewandt, •• 
als die Beklagten ihm an Mitteln zur Verfügung gestellt hätten*: 
Nach dem ersten Revisionsurteil sollte das Berufungsgericht

Ent scheiflungsgründe t



diese Behauptung durch Vergleich der Einnahmen und Ausgaben 
anhand sämtlicher Belege nachprüfen *

Die Revision wirft dem Berufungsgericht vor, es habe die­
se Anweisung.nicht beachtet und dadurch gegen § 565 Abs? 2 
ZPO verstoßen. Bas Berufungsgericht ist jedoch sachgemäß 
und im Sinne des ersten Revisionsurteils Verfahrens

1) Der Betrag der Einnahmen, d. h. des Geldes, das der 
Vater der Klägerin zur Ausführung seines Auftrages erhalten 
hat, ist unstreitig; insoweit war nichts nachzuprüfen,

2) Bei den Ausgaben legt das Berufungsgericht das Kassen­
buch zugrunde, in das der Vater der Klägerin die Ausgaben für 
den Wiederaufbau eingetragen hat. Bas kann die Klägerin nicht 
beanstanden. Sie hat selbst stets behauptet, alle Ausgaben 
für den Bau seien mit einem Gesamtbetrag von 215*470,21 m
in diesem Kassenbuch eingetragen; sie hat, wie das Berufungs­
gericht Seite 22 des Urteils feststellt, nicht behauptet, 
daß ihr Vater darüber hinaus noch etwas an Baukosten gezahlt 
habe.'

Das Berufungsgericht stellt sodann fest, daß auch die 
Beklagten die Eintragungen im Kassenbuch bis auf 6 Posten 
nicht beanstandet haben und daß für diese Eintragungen Zah­
lungsbelege vorhanden sind.

Es behandelt sodann das einander widerstreitende Partei­
vorbringen zu diesen 6 Posten und gelangt zu dem Ergebnis, 
daß die Beanstandungen der Beklagten hinsichtlich 4 dieser 
Posten unbegründet sind. Zu klären blieb danach nur noch 
die Präge, ob der Vater der Klägerin am 25* Januar und am 
31« Januar 1952 je 7.000,—  BK an die den Bau ausführende 
Pirma, die SfllBHBK-Baugesellschaft GmbH (im folgenden: 
SflflHHO, gezahlt hat, wie die Klägerin unter Berufung
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auf die beiden unter diesen Baten ausgestellten Quittungen 
über je 7-000,—  DM behauptet, oder ob diese Quittungen sich 
nur auf eine und dieselbe Zahlung von 7.000,—  DH beziehen.

Angesichts dieses Verfahrens ist der Vorwurf, das Beru­
fungsgericht habe nicht sämtliche Belege berücksichtigt, 
nicht begründet. Die Revision macht in diesem Zusammenhang 
zu Unrecht geltend, das Berufungsgericht habe nicht nur die 
Ausgaben für das wiederauf gebaute Haus, sondern auch dio 
Ausgaben für Reparaturen an anderen, vom Vater der Klägerin 
verwalteten Häusern der Beklagten berücksichtigen müssen.
Die Ausführungen des Senats in seinem Urteil vom 29. Novem­
ber 1956 beziehen sich nur auf Einnahmen und Ausgaben für 
den Wiederaufbau des einen Hauses (vgl. Abs. 2 und 3 dos 
Tatbestandes und Hr. IX. der Entscheidungsgründe). Das ent­
sprach auch dem aus dem Tatbestand des Berufungsurteils und 
dem sonstigen Akteninhalt ersichtlichen Vorbringen der Kläge­
rin j es ging dahin, daß ihr Vater für den Wiederaufbau des 
IT ii 11 in111 1111 i 1 1 o 1111 DH auf gewandt und daß
er aus seiner Tätigkeit bei diesem Wiederaufbau noch 7.000,—  
DH zu bekommen habe.

II« Das Xammergericht bürdet der Klägerin die Beweislast 
für die Behauptung auf, ihr Vater habe sowohl am 25. als 
auch am 31. Januar 1952 je 7.000,—  DH an die SUdberlin ge­
leistet.

Die Revision beruft sich auf die beiden vorliegenden 
Quittungen, von denen die eine mit dem Datum des 25. Januar 
1952 versehen und von der Südberlin selbst ausgestellt ist 
und die andere, von der BflBHHW BMM- und B H B b s n k  AG ausge­
stellte, unter dem Datum des 31« Januar 1952 die Einzahlung 
von 7.000,—  DH durch den Vater der Klägerin zur Gutschrift 
für die S t H H B i  bescheinigt, sie meint, die Beklagten müßten
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beweisen, daß trotz der zwei Quittungen mir einmal 7.000,*- 
gezahlt worden seien. Da die Einzahlung bei der B 0 -  und *gp 
flPbank am 31. Januar 1952 unstreitig sei, obliege den Be­
klagten der Beweis dafür, daß der Vater der Klägerin nicht 
auch am 25. Januar 1952 7.000,—  DU an die S f l H B B  gezahlt 
habe.

Das Kammergericht bat jedoch die Beweislast richtig 
beurteilt. Die Klägerin macht einen Anspruch auf Ersatz von 
Aufwendungen geltend und muß beweisen, daß ihr Vater Aufwen­
dungen in der von ihr behaupteten Höhe erbracht, d. h. zwei­
mal 7.000,—  DU gezahlt hat. An dieser Beweislast ändert 
die Existenz der beiden Quittungen nichts. Eine Quittung be­
gründet noch keinen vollen Beweis für den Empfang der Leistung] 
Sie ist vielmehr nur ein - allerdings starkes - Anzeichen 
für diesen Sachverhalt und unterliegt als solehes der freien 
Beweiswürdigung nach § 286 ZPO, welche die Unrichtigkeit des 
Inhalts der Quittungen ergeben kann. Eine solche Unrichtigkeit 
hat das Kammergericht allerdings nicht festgestellt» Von ibm 
in der Beweisaufnahme festgestellte, im einzelnen in den Ent- 
scheidungsgründen angeführte Umstände "entkräften" aber für 
das Berufungsgericht "entscheidend den Beweiswert der vorlie­
genden Quittung vom 25. Januar 1952" (S. 36 d.U*), sodaß es 
trotz der Quittung eine Zahlung am 25. Januar 1952 nicht für 
bewiesen hält (S* 31, 43 d.U«). Diese Feststellung ist das 
Ergebnis der dem Berufungsgericht obliegenden, für das Bevi- 
sionagaricht »grundsätzlich bindenden Beweiswürdigung,

Für ihre Meinung, das Berufungsgericht habe die Beweis­
last verkannt, kann die Revision sich nicht mit Erfolg auf 
das in RGZ 108, 50 veröffentlichte Urteil des Reichsgerichts 
berufen. Diese Entscheidung behandelt eine Quittung, die ein 
Gläubiger im voraus ohne wirklichen Empfang der Leistung er­
teilt hatte. Einen solchen Fall hält die Revision auch hier

r—
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für gegeben, da nach der Aussage des Zeugen 4 p | ^ p  die Quit­
tung deshalb ausgestellt worden sei, weil sich der Vater der 
Klägerin bereit erklärt habe, demnächst für die 
an die Bflp- und BflPbank 7*000,—  DM zu zahlen* Die ange­
führte Entscheidung des Reichsgerichts bezeichnet indessen 
die Quittung auch nur als ein Beweismittel und stellt einev 
Beweislastregel mit dem von der Revision behaupteten Inhalt 
nicht auf» Davon abgesehen handelt es sich im vorliegenden 
Falle nicht nur um die Frage einer im voraus quittierten, 
erst erwarteten künftigen Leistung, sondern vorwiegend darum-, 
ob eine Zahlung doppelt quittiert worden ist, nämlich von 
der S M H H  als dem eigentlichen Empfänger und der B ^ p  
und B H B h a n k  als deren Zahlstelle*

III. Die Revision rügt erfolglos, daB das Berufungsgericht 
die Vernehmung des Rechtsanwalts Dr* und des Buchprü­
fers K H K  unterlassen habe, die von der Klägerin als sach 
verständige Zeugen benannt worden seien.

An den von der Revision angeführten Schriftsatzstellen 
sind Dr, I p p u n d  K M B l  teils für Fragen benannt, die nicht 
Gegenstand einer Zeugenaussage sein könnten, sondern von 
einem Sachverständigen zu beantworten wären* DaB ein Sach­
verständigengutachten nicht eingeholt zu werden brauchte, wird 
unter IV ausgeführt* Soweit Dr* Iflp und H p p p  als Zeugen 
Tatsachen bekunden sollten, ist zu bemerken«

Dr* V  war in der Klageschrift dafür benannt worden, daß 
nach dem Tode des Vaters der Klägerin unter seinen papieren 
die Quittung der Q p -  and S M V b a n k  vom 31* Januar 1932 auf­
gefunden worden und daB im Kassenbuch eine diesem Zahlungs­
beleg entsprechende Ausgabebuchung nicht enthalten gewesen 
sei* Dies ist lm Prozeß unstreitig geworden* Die weiteren 
von der Revisionebegründung angeführten Schriftsatzstellen,



an denen die Klägerin die Vernehmung des Rechtsanwalts 
Dr. beantragt hat. lassen nicht erkennen, daß er weite 
als diese unstreitigen Tatsachen als Zeuge bekunden könne 
und solle.

Auch der Buchprüfer K f l H l  ist nicht für beweiserhebli 
Tatsachen als Zeuge benannt worden. Er sollte bestätigen, daB 
der Vater der Klägerin die Zahlung vom 3* • Januar 1952 nicht 
im Kassenbuch eingetragen habe. Pas ist, wie das Berufungsge­
richt So 42 seines Urteils sagt, "eindeutig"; es besagt, wie 
das Berufungsgericht mit Recht weiter ausftihrt, nichts für 
die Entscheidung der oafigebenden Frage, ob eine oder zwei 
Zahlungen in Höhe von 7.000,—  IM geleistet worden sind.

IV, Bas Berufungsgericht durfte die Eintragungen in den 
Büchern und die Belege selbst nachprüfen und auf Grund die- * 
ser eigenen Wachprtifung und unter Verwertung der Aussagen 
der von ihm vernommenen Zeugen den Rechtsstreit entscheiden* 
Es bestand kein Zwang, einen Sachverständigen zuzuziehen*
Ob die Begutachtung durch einen Sachverständigen erforderlich 
war, stand vielmehr im pflichtgemäßen Ermessen des Berufungs­
gerichts, wie der Senat schon im letzten Satz des ersten 
Revisionsurteils zum Ausdruck gebracht hat. Es 1st nicht er­
sichtlich, daß die zu beurteilenden Fragen die Sachkunde 
des Berufungsgerichts überstiegen hätten und daB dieses 
sich eine ln Wirklichkeit nicht vorhandene Sachkunde ange­
maßt hätte.

1) Auch die Angriffe, welche die Klägerin gegen die Buch­
führung der S f H B H P  gerichtet hatte, deren Buchungsunter­
lagen das Berufungsgericht mit verwertet hat, mußten das 
Beruf ungegericht nicht dazu hast Immen, einen* Sachverständi­
gen mit der Überprüfung der Buchungsunterlagen zu beauftra-



gen* Das Berufungsgericht hat die von der Klägerin gegen die 
Buchführung der 3 M H P  erhobenen Beanstandungen nicht über* 
sehen. Es hält sie für nicht gerechtfertigt, weil mit der 
einzigen Ausnahme der einen streitigen Zahlung von 7*000,—  m  
alle anderen Zahlungen des Vaters der Klägerin an die Südber- 
lin auoh in deren Journal gutgeschrieben sind (S. 31, 32 d.U»)* 
Diese Beurteilung hält sich im nahmen der dem Berufungsgericht 
obliegenden Beweiswürdigungj es steht ihm frei, die Beweis­
kraft der Buchungen der & § ■ ■ ■ ■  anders als die Klägerin zu 
bewerten.

Das Berufungsgericht hat aber auch seine Entscheidung 
nicht vorwiegend auf Grund der Buchungsunterlagen der 
gefällt, sondern zahlreiche andere Gründe angeführt, so die 
Aussage des Zeugen das eigene Verhalten des Vaters
der Klägerin, den Schriftwechsel zwischen diesem und der Sfl

2) Im Zusammenhang mit der Rüge, es sei zu Unrecht kein 
Sachverständiger zugezogen worden, verweist die Klägerin 
noch auf ihren Vortrag, die am 25* Januar 1952 angeblich 
geleistete Zahlung von 7.000,—  DM sei in Höhe von 6*958,07 
181 im Journal der S f l l H H l  gebucht» Der Sinn dieses Revi­
sionsangriffs ist nicht mit Sicherheit zu erkennen« übersehen 
hat das Berufungsgericht diesen Vortrag jedenfalls nicht. Es 
erörtert das Vorbringen, bezeichnet es als unzutreffend und 
folgt in diesem Punkt der Darstellung deB Zeugen TWHKf 
(3* 40 d.U*)« Das liegt auf dem Gebiet der Tatsachenwürdi­
gung und kann in der Revisionsinstanz nicht auf seine sach­
liche Richtigkeit nachgeprüft werden* Es ist aber auch inso­
weit nicht erkennbar, daS das Berufungsgericht seine Sach­
kunde überschätzt und zu unrecht von der Einholung eines 
Sachverständigengutachtens abgesehen hätte*
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«

1,

V - Es entspricht der Prozeßordnung, daß der Inhalt des 
nach der mündlichen Verhandlung eingereichten Schriftsatzes 
vom 30, April 1958, da die Einreichung nicht besonders ge­
stattet worden war (§ 272 a ZPO), bei der Entscheidung nicht 
verwertet worden ist« Daß ein Anlaß zur Wiedereröffnung der 
mündlichen Verhandlung bestanden habe, macht die Revision 
nicht geltend*

VI. Da die Rügen der Revision unbegründet sind und das Be­
rufungsurteil auch sonst keinen die Klägerin benachteiligen­
den Rechtsfehler erkennen läßt, ist die Revision mit der 
Kostenfolge aus •§ 97 ZPO zurückzuweisen«-

Scheffler Rietschel Heimann-Trosien Meyer Dr. Vogt
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